Zur Vorbereitung der Sitzung des Ausschusses fir Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Entwicklung des landlichen

Raumes

Voten aus anderen Ausschiissen und Ortsbeiraten zur Kenntnis

Drucksache Ausschuss Votum bzw. Datum der Behandlung
21 SVV 1211 B-Plan Nr. 176 Hermannswerder

Ausschuss fur Klima, Umwelt und | ungedndert beschlossen

Mobilitat am 16.12.2021
21 SVV 1078 B-Plan Nr. 143 Westliche Insel Neu Fahrland (...)

Ortsbeirat Neu Fahrland am 11.1.2022 geédndert beschlossen

Mit den Anderungen:

1. Aus der Beschlussvorlage 21/SVV/1078 soll in der Betreffzeile ,(OT Fahrland)* gestrichen und durch ,(OT Neu
Fahrland)“ ersetzt werden.

Die Abséatze 1 und 2 sind vollstandig zu streichen.

Bei Absatz 3 bleibt der erste Satz erhalten (,Die Planungsziele des Aufstellungsbeschlusses vom 07.05.2014
(14/SVV/0251) bestehen fort.“), alle weiteren werden komplett gestrichen.

Erganzt wird der 3. Absatz wie folgt:

- Hinzu kommt eine Senkung der von der TschudistraBe ausgehenden Larmimmissionen durch Durchfahrverbot flr
LKW und Schaffung einer Nordumfahrung fur LKW. Auf3erdem ist ein Inselrundweg flir Spaziergéanger in sicherer
Entfernung von geschiitzten Biotopen anzulegen.




21 SVV 0646

UV- und Hitzeschutzméglichkeiten in Potsdam

Ausschuss fir Gesundheit, Soziales, | zurlckgestellt
Wohnen und Inklusion am 16.11.2021

Ausschuss fur Klima, Umwelt und Mobilitat am 24.2.2022

21 SVV 0630

Okologisches Bauen von kommunalen Gebauden

Ausschuss fur Klima, Umwelt und | geandert beschlossen
Mobilitat am 16.12.2021

Neue Fassung vom 14.12.2021.:

Der OberblUrgermeister wird beauftragt, bei kommunalen Hochbauprojekten in Potsdam die dkologische und
soziale Nachhaltigkeit besonders zu berlicksichtigen und besonders hohe Gebaudeenergiestandards umzusetzen.

Zu diesem Zweck gelten fir die Errichtung und Sanierung kommunaler Hochbauten der Stadt, des Kommunalen
Immobilien Services (KIS) und durch Gesellschafterbeschluss auch der Pro Potsdam und ihrer
Tochtergesellschaften wie der Luftschiffhafen Potsdam GmbH folgende Grundsatze:

1. Bei Wirtschaftlichkeitsberechnungen im Rahmen der Planung von Bau- und ModernisierungsmalBnahmen ist
mindestens mit dem vom Umweltbundesamt (UBA) empfohlenen CO.-Schattenpreis (derzeit 195 EUR/ t CO»-
Aquivalenten inkl. des innerhalb des nationalen Brennstoffemissionshandels geltenden CO,-Preises) zu
rechnen.
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Bei kommunalen Hochbauten soll der Anteil nachwachsender Rohstoffe und von Recyclingmaterial auf Basis
nachwachsender und natirlicher Rohstoffe bei den verwendeten Baustoffen mafl3geblich erhoht werden. Dazu
werden diese Kriterien bei BaumaBnahmen mit einem Investitionsvolumen > 15 Mio. € in der
Nachhaltigkeitszertifizierung stark gewichtet und positive Erfahrungen im Weiteren auch auf kleinere
Baumalinahmen ubertragen.

Gebaude bis zu 2 Vollgeschossen sollen vorrangig in Holz- oder Holzhybridbauweise geplant und errichtet
werden.

Kommunale Neubauten sollen méglichst rezyklierbar geplant und errichtet werden. Dazu sollen diese Kriterien
bei BaumaBnahmen mit einem Investitionsvolumen > 15 Mio. € in der Nachhaltigkeitszertifizierung stark
gewichtet werden und positive Erfahrungen im Weiteren auch auf kleinere BaumalBhahmen Ubertragen werden.

Gebaudeenergiestandard bei der Planung von Neubauten: Es wird geprift, ob bzw. wie der
Nullenergiestandard wirtschaftlich umgesetzt werden kann. Als Mindestanforderung werden Neubauten ab
sofort unter Einwerbung von Fordermitteln in der bestmoglichen Effizienzstufe gemaR ,,Bundesférderung
effiziente Gebaude“ (BEG) geplant. Derzeit ist mindestens der Effizienzgebaudestandard EG 40 (bei
Nichtwohngebauden) bzw. der Effizienzhausstandard EH 40 (bei Wohngebauden), bei Projektenvolumen > 15
Mio. € EG 40 NH bzw. EH 40 NH (also inklusive Nachhaltigkeitszertifizierung), umzusetzen. Bei einer Anderung
der Gebaudeenergiestandards im Forderprogramm ist der Standard auf den dann gultigen besten Standard
anzupassen, sofern auch dann wirtschaftlich umsetzbar. Abweichungen sind besonders zu begriinden.

Geb&udeenergiestandard bei der Planung von umfassenden Sanierungen: Es wird geprift, welche
bestmégliche Effizienzstufe unter Einwerbung von Férdermitteln wirtschaftlich umgesetzt werden kann. Als
Mindestanforderung werden Sanierungen ab sofort als forderféahiges Effizienzgebaude bzw. Effizienzhaus
(derzeit mindestens EH 100 bzw. EG 100) bzw. ab einem Projektvolumen > 15 Mio. € als Effizienzgebdude NH
(derzeit mindestens EG 100 NH) gemaR BEG geplant. Bei einer Anderung der Gebaudeenergiestandards im
Forderprogramm ist der Standard auf den dann giltigen besten Standard anzupassen, sofern auch dann
wirtschaftlich umsetzbar. Abweichungen sind besonders zu begriinden.




Der Warmebedarf der Gebaude soll méglichst weitgehend aus erneuerbaren Quellen gedeckt werden.

Als Mindestanforderung werden Neubauten aul3erhalb des Fernwé@rmevorranggebietes und die Sanierung von
Bestandsgebauden, bei denen keine Fernwdrme genutzt werden soll, so geplant, dass ihr Energiebedarf
weitgehend aus erneuerbaren Quellen gedeckt wird, so dass mindestens die Anforderungen der ,,EE-Klasse*
der BEG eingehalten wird.

Innerhalb des Fernwarmevorranggebietes kann bei Neubauten und bei zu sanierenden Bestandsgebauden, die
bisher keine Fernwarme nutzen, regelmaRig auf die Fernwarme der EWP zurtickgegriffen werden, sofern zum
Zeitpunkt der fir die Festlegung der Warmeversorgung relevanten Planungsentscheidungen die
Dekarbonisierung des Fernwarmenetzes entsprechend den Zielen der Dekarbonisierungsstrategie der EWP
vorangekommen ist. Im Falle der Zielverfehlung entscheidet die Stadtverordnetenversammlung dartber, ob
eine Ausnahme zugelassen werden kann. Ergédnzend wird die Erzeugung durch Erneuerbare Energien
(insbesondere die Nutzung der Dachflachen fir Solarenergie) im direkten Umfeld geprift.

Bei der Sanierung von Bestandsgebauden, die bereits Fernwdrme nutzen, kann regelmallig weiter ohne
Einschrankungen auf die Fernwarme der EWP zurlickgegriffen werden.

Ab 2023 nutzen die Stadt und die Pro Potsdam fiir die Warmeversorgung ihrer Gebaude nur noch Gastarife mit
einem Griungasanteil von mindestens 5 % Erneuerbaren Energien.

Weitere Erhdhungsschritte fir den zu nutzenden Gringasanteil bei der Warmeversorgung der stadtischen
Geb&ude werden zu einem spéateren Zweitpunkt im Lichte der Marktentwicklung getroffen.

Die Stadt und die Pro Potsdam nutzen ab 2022 fiir die Energieversorgung ihrer Gebaude nur noch Okostrom
aus 100 % Erneuerbaren Energien, der moglichst aus regionalen Quellen stammt. Die regionale Erzeugung des
Stroms wird durch einen Regionalnachweis auf Basis des Regionalnachweisregisters des
Umweltbundesamtes (UBA) nachgewiesen.

Bei der Planung soll auf eine weitgehende Minimierung des Flachenverbrauchs bzw. der Bodenversiegelung
hingewirkt werden; dies soll fiir BaumaBnahmen mit Investitionsvolumen > 15 Mio. € im Rahmen einer
Nachhaltigkeitszertifizierung nachgewiesen werden.




Dem SBWL, KUM und dem KIS-Werksausschuss ist jahrlich zu berichten, der erste Zwischenbericht soll in 2022
erfolgen.

Werksausschuss Kommunaler geédndert beschlossen
Immobilien Service am 17.12.2021

Neue Fassung vom 14.12.2021.:

Der Oberblrgermeister wird beauftragt, bei kommunalen Hochbauprojekten in Potsdam die dkologische und
soziale Nachhaltigkeit besonders zu berticksichtigen und besonders hohe Gebdudeenergiestandards umzusetzen.

Zu diesem Zweck gelten fur die Errichtung und Sanierung kommunaler Hochbauten der Stadt, des Kommunalen
Immobilien Services (KIS) und durch Gesellschafterbeschluss auch der Pro Potsdam und ihrer
Tochtergesellschaften wie der Luftschiffhafen Potsdam GmbH folgende Grundsatze:

1. Bei Wirtschaftlichkeitsberechnungen im Rahmen der Planung von Bau- und ModernisierungsmalBhahmen ist
mindestens mit dem vom Umweltbundesamt (UBA) empfohlenen CO,-Schattenpreis (derzeit 195 EUR/ t CO,-
Aquivalenten inkl. des innerhalb des nationalen Brennstoffemissionshandels geltenden CO-Preises) zu
rechnen.

2. Bei kommunalen Hochbauten soll der Anteil nachwachsender Rohstoffe und von Recyclingmaterial auf Basis
nachwachsender und naturlicher Rohstoffe bei den verwendeten Baustoffen mafl3geblich erhoht werden. Dazu
werden diese Kriterien bei BaumaBnahmen mit einem Investitionsvolumen > 15 Mio. € in der
Nachhaltigkeitszertifizierung stark gewichtet und positive Erfahrungen im Weiteren auch auf kleinere
Baumalinahmen ubertragen.

Gebaude bis zu 2 Vollgeschossen sollen vorrangig in Holz- oder Holzhybridbauweise geplant und errichtet
werden.




Kommunale Neubauten sollen méglichst rezyklierbar geplant und errichtet werden. Dazu sollen diese Kriterien
bei BaumaBnahmen mit einem Investitionsvolumen > 15 Mio. € in der Nachhaltigkeitszertifizierung stark
gewichtet werden und positive Erfahrungen im Weiteren auch auf kleinere BaumalRhahmen Ubertragen werden.

Gebaudeenergiestandard bei der Planung von Neubauten: Es wird geprift, ob bzw. wie der
Nullenergiestandard wirtschaftlich umgesetzt werden kann. Als Mindestanforderung werden Neubauten ab
sofort unter Einwerbung von Fordermitteln in der bestmoglichen Effizienzstufe gemaR ,,Bundesférderung
effiziente Gebaude“ (BEG) geplant. Derzeit ist mindestens der Effizienzgebaudestandard EG 40 (bei
Nichtwohngebauden) bzw. der Effizienzhausstandard EH 40 (bei Wohngebaduden), bei Projektenvolumen > 15
Mio. € EG 40 NH bzw. EH 40 NH (also inklusive Nachhaltigkeitszertifizierung), umzusetzen. Bei einer Anderung
der Gebaudeenergiestandards im Forderprogramm ist der Standard auf den dann gultigen besten Standard
anzupassen, sofern auch dann wirtschaftlich umsetzbar. Abweichungen sind besonders zu begrunden.

Gebé&udeenergiestandard bei der Planung von umfassenden Sanierungen: Es wird geprift, welche
bestmdégliche Effizienzstufe unter Einwerbung von Fordermitteln wirtschaftlich umgesetzt werden kann. Als
Mindestanforderung werden Sanierungen ab sofort als forderféahiges Effizienzgeb&ude bzw. Effizienzhaus
(derzeit mindestens EH 100 bzw. EG 100) bzw. ab einem Projektvolumen > 15 Mio. € als Effizienzgebdude NH
(derzeit mindestens EG 100 NH) gemaR BEG geplant. Bei einer Anderung der Gebaudeenergiestandards im
Forderprogramm ist der Standard auf den dann giltigen besten Standard anzupassen, sofern auch dann
wirtschaftlich umsetzbar. Abweichungen sind besonders zu begrtinden.

Der Warmebedarf der Gebaude soll méglichst weitgehend aus erneuerbaren Quellen gedeckt werden.

Als Mindestanforderung werden Neubauten aufRerhalb des Fernwarmevorranggebietes und die Sanierung von
Bestandsgebauden, bei denen keine Fernwérme genutzt werden soll, so geplant, dass ihr Energiebedarf
weitgehend aus erneuerbaren Quellen gedeckt wird, so dass mindestens die Anforderungen der ,,EE-Klasse“
der BEG eingehalten wird.

Innerhalb des Fernwarmevorranggebietes kann bei Neubauten und bei zu sanierenden Bestandsgeb&uden, die
bisher keine Fernwarme nutzen, regelmalig auf die Fernwarme der EWP zuriuckgegriffen werden, sofern zum
Zeitpunkt der fur die Festlegung der Warmeversorgung relevanten Planungsentscheidungen die
Dekarbonisierung des Fernwarmenetzes entsprechend den Zielen der Dekarbonisierungsstrategie der EWP

6




vorangekommen ist. Im Falle der Zielverfehlung entscheidet die Stadtverordnetenversammlung dartber, ob
eine Ausnahme zugelassen werden kann. Ergédnzend wird die Erzeugung durch Erneuerbare Energien
(insbesondere die Nutzung der Dachflachen fur Solarenergie) im direkten Umfeld gepruft.

Bei der Sanierung von Bestandsgebauden, die bereits Fernwdrme nutzen, kann regelmalig weiter ohne
Einschrankungen auf die Fernwarme der EWP zurlickgegriffen werden.

Ab 2023 nutzen die Stadt und die Pro Potsdam fiir die Warmeversorgung ihrer Gebaude nur noch Gastarife mit
einem Grungasanteil von mindestens 5 % Erneuerbaren Energien.

Weitere Erhdhungsschritte fir den zu nutzenden Gringasanteil bei der Warmeversorgung der stadtischen
Geb&ude werden zu einem spateren Zweitpunkt im Lichte der Marktentwicklung getroffen.

Die Stadt und die Pro Potsdam nutzen ab 2022 fiir die Energieversorgung ihrer Gebaude nur noch Okostrom
aus 100 % Erneuerbaren Energien, der méglichst aus regionalen Quellen stammt. Die regionale Erzeugung des
Stroms wird durch einen Regionalnachweis auf Basis des Regionalnachweisregisters des
Umweltbundesamtes (UBA) nachgewiesen.

Bei der Planung soll auf eine weitgehende Minimierung des Flachenverbrauchs bzw. der Bodenversiegelung
hingewirkt werden; dies soll fiir BaumaBRnahmen mit Investitionsvolumen > 15 Mio. € im Rahmen einer
Nachhaltigkeitszertifizierung nachgewiesen werden.

Dem SBWL, KUM und dem KIS-Werksausschuss ist jahrlich zu berichten, der erste Zwischenbericht soll in 2022
erfolgen.




21 SVV 0960

Treibhausgasneutralitat 2035

Ausschuss fur Klima, Umwelt und Mobilitat | zurickgestellt
am 28.10.2021

21 SVV 1269

Larmschutz Kirchsteigfeld

Ausschuss fur Klima, Umwelt und | geadndert beschlossen
Mobilitat am 16.12.2021

Der OberblUrgermeister wird gebeten, wegen der Larmbelastigung im Kirchsteigfeld im Umfeld der A115 in Kontakt mit der
entsprechenden Bundesbehodrde als zustandiger Stral3enbaulasttrager zu treten, um Mdoglichkeiten zu prufen, wie der
Larmpegel durch die A115 nachts reduziert werden kann.

Derm Ausschuss fur Klima, Umwelt und Mobilitat Stadtverordnetenversammlung ist bis Juni 2022 Uber die gefiihrten
Gesprache und evtl. MalZnahmen zu berichten.




	Anlage  1 Voten anderer Ausschüsse_Ortsbeiräte zum 18.1.2022

